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Präambel

Ziel der Frauenförderrichtlinie der Fachhochschule Lausitz ist es, eine gleichberechtig te
Teilhabe von Frauen und Männern aller Statusgruppen an der FHL zu verwirklichen. Auf der
Grundlage des Brandenburgischen Hochschulgesetzes vom 24. 06. 1991 und des
Brandenburgischen Gleichstellungsgesetze s vom 04. 07. 1994 sollen bestehende oder
zukünftig Benachteiligungen von Frauen auf allen Ebenen abgebaut oder verhindert werden.

Frauenförderung wird als integraler Bestandteil der Personalentwicklung begriffen. Die Lern­
und Arbeitssituation für Frauen an der FHL soll auf allen Ebenen verbessert und
weiterentwickelt werden.

Die Richtlinie gilt deshalb für Studierende, für das wissenschaftl iche Personal sowie für die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des technischen und Verwaltungspersonals.

Die Amtssprache der FHL soll Frauen sprachlich nicht diskriminieren. Einrichtungen der FHL,
Formulare, Schriftstücke, Richtlini en, Ausweise, Prüfungsordnungen etc. der FHL werden so
benannt oder formuliert, daß Bezeichnungen geschlechtsneutral gewählt werden oder sowohl
die weibliche als auch die männliche Form Verwendung findet. Frauen führen Bezeichnungen,
Hochschulgrade und Titel in weiblicher Form. Stellenausschreibungen erfolgen in der
weiblichen und in der männlichen Stellenbezeichnung oder strikt neutral.

I. Rechtliche Grundlagen der Frauenförderung

Die Tätigkeit der Frauenbeauftragten oder Gleichstellun gsbeauftragten und ihrer
Stellvertreterin bezieht sich zu einem großen Teil auf verwaltungsinterne Belange, so vor allem
bei der Einstellung der Beschäftigten in allen Bereichen (Lehre und Verwaltung). Der
Handlungsspielraum ist durch nachfolgende gesetzliche Bestimmun gen festgelegt.
Hier nur ein kurzer Überblick:

• Grundgesetz
• Hochschulgesetz
• Grundordnung der FHL
• Berufungsordnung
• Wahlordnung

Soweit es möglich ist, wird der Versuch unternommen, Frauen betreffende oder für Frauen
förderliche Informationen im Büro der Gleichstellungsbeauftragten zu sammeln und
weiterzugeben.

11. Gleichberechtigte Teilhabe von Frauen aller Statusgruppen an der
FHL

II.l Beteiligung von Frauen an den Gremien der akademischen Selbstverwaltung

Frauen sollen in allen Gremien und Kommissionen entsprechend ihrem Anteil an den
Statusgruppen. nach Möglichkeit zu mindestens 3D % der jeweiligen Mitgliederzahl.
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stimmberechtig t beteiligt sein. Dieses gilt insbesondere für Ausschüsse, die sich mit der
Haushalts- , Struktur- und Personalplanung befassen . Kommissionen , die sich mit
Studienangel egenheiten befassen, sollen nach Möglichkeit mit mindestens zwei, wenn möglich
zur Hälfte mit Frauen besetzt werden. Nehmen Frauen überpro portional viele Aufgaben der
Akadem ischen Selbstverwaltung wahr, hat der Fachbereich über eine Unterstü tzung oder eine
Entlastung von anderen Aufgaben zu beraten.

ß.2 Vereinbarkeit von Beruf und privater Lebensplanung
11.2.1 Arbeitszeit und Arbeitsorganisation

Beschäftigungsverhältni sse werden so gestaltet, daß Elternsc haft, Erziehung und andere sich
aus Lebensge meinschaften ergebe nde Verpflichtun gen mit der Wahrnehmung der
Dienstaufgaben zu vereinbaren sind. Von den Fachbereichen und der Verwa ltung der FH
werden in Zusammenarbeit mit der Gleichstellungsbeauftragten oder ihrer Stellvertreterin
sowie der Personalvertre tung für alle Tätigkeitsbereiche Modelle für Arbeitszeit und
Arbeitsorganisation entwicke lt, die auf Antrag eine von der Regelarbeitszeit abweichende
Gestaltung der Arbeitszeit ermög lichen . Dies gilt auch für Vollzcitbeschäftigung.

U.2.2 Beurlaubung

Bei Beurlaubung zur Wahrnehmung familiärer Verpt1ichtungen von Frauen und Männem und
während der Mutterschutzfristen sind Mittel für eine Vertretung zur Verfügung zu stellen.
Nach Abl auf einer solchen Beurlaubung stellt die FHL die Beschäftigung auf einem
gleichwertigen Arbeitsplatz sicher. Dies gilt auch, wenn die Arbeitszeit auf Antrag der oder
des Beschäftigten reduziert wird. Bei Antrags teIlung auf Teilzeit arbeit oder Beurlaubung und
spätestens ein halbes Jahr vor Ablauf der Beurlaubung führt die oder der Vorgesetzte mit der
oder dem Betroffenen ein persönliches Gespräch , um Berufswün sche und -pläne zu klären.
Auf Wu nsch der oder des Beschäftigten kann die Gleichstellungsbeauftragte und/oder der
Personalrat bete iligt werden. Befristete Beschäftigungsverhältnisse werden auf Antrag der
Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters im Rahmen der gesetzlichen Bestimmun gen um die Dauer
des Erziehungsurlaubes verlängert bzw. zu Teilzeitbeschäftig ungen mit ents prechend
verlängerten Laufzeiten umgewandelt.

11.2.3 Informations- und Kontaktangebote

Die Fachhochschule Lausitz informiert die Beschäftigten umfassend über die gesetzlichen
Möglichkeiten der Freistellung, z.B. zur Betreuung von Kindern und pflegebed ürftigen
Angehörigen sowie über die diesbezüglichen gesetzlichen und tariflichen Bestimmun gen. Der
Personalrat informiert bei Antragstellung auf Teilzeitarbeit oder Beurlaubung über Nachteile
und Auswirkungen derselben.

11.3 Kinderbetreuung

Die Fachhochschule Lausitz informiert über und setzt sich dafür ein, ein bedarfsgerech tes
Angebot an Betreuungsplätzen für die Kinder von Studierenden und Beschäftigten in
Kooperation mit bezirkliehen Kindertagesstät ten und Kinderkrippen zu schaffen.
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111. Förderung von Frauen aus dem Bereich des technischen und
Verwaltungspersonals

Die Förderung von Frauen aus dem Bereich des technischen und Verwaltungspersonals ist im
Frauenförderplan der Dezernate geregelt.

IV. Förderung von Frauen des wissenschaftlichen Personals

Die Fachhochschule strebt an, den Frauenanteil in allen Fachbereichen zu erhöhen und ergreift
hierzu folgende Maßnahmen:

IV.I Stellenausschreibungen und Auswahlver fahren

Alle Stellen sind zumindest hochschulöffentlich auszuschreiben. Alle C-Stellen sind
grundsätzlich bundesweit öffentlich auszuschreiben. In Stellenausschreibungen für das
wissenschaftliche Personal ist folgender Hinweis aufzunehmen:
"Die Fachhochschule Lausitz strebt eine Erhöhung des Anteils von Frauen am
wissenschaftlichen Personal an und fordert deshalb qualifizierte Frauen nachdrücklich auf, sich
zu bewerben."

Jeder Berufungskommission und jeder Personalauswahlkommission sollen nach Möglichkeit
Frauen angehören, mindestens sollen jedoch zwei Frauen, darunter eine Professorin, Mitglied
der Kommission sein. Dabei können auch geeignete Frauen aus fachlich benachbarten
Bereichen, gegebenenfalls auch Wissenschaftlerinnen, die nicht Mitglieder der FHL sind,
berücksichtigt werden. Bei der Vorauswahl für die Vorstellungsgespräche ist darauf zu achten,
daß alle formal im Sinne der Ausschreibung für die Stelle qualifizierten Bewerberinnen
eingeladen werden. Sofern dies wegen einer großen Zahl von Bewerberinnen nicht möglich ist,
sind mindestens so viele Bewerberinnen wie Bewerber zum Vorstellungsgespräch einzuladen.

IV.2 Stellenbcsetzungsverfahren
IV.2.I Wiederb(..setzung oder -zuweisung von Stellen für das wissenschaftliche Personal
(außer Professuren)

Soll eine Stelle nicht wiederbesetzt oder soll sie einem anderen Aufgabenbereich zugewiesen
werden, so kann hiervon abgesehen werden, wenn die Möglichkeit, diese Stelle mit einer
Bewerberin zu besetzen, begründet dargelegt wird.

IV.2.2 Professuren

Bei der Entscheidung gemäß Brandenburgischem Hochschulgesetz über die Wiederzuweisung
oder Verlagerung freigewordener Professuren soll die Möglichkeit, diese Stelle mit einer
Bewerberi n zu besetzen, als weiteres Kriterium berücksichtigt werden. Für die Besetzung von
Professuren sollen nach Möglichkeit Berufungslisten so aufgestellt werden, daß sie den Namen
mindestens einer Frau enthalten, deren Qualifikation der ausgeschriebenen Stelle entspricht
und die Aufnahme in den Listenvorschlag rechtfertigt. War bei der Aufstellung einer
Berufungsliste für eine Professur die Berücksichtigung einer Frau nicht möglich und sind im
Lehrkörper Frauen unterrepräsentiert, so ist der Fachbereich verpfl ichtet, dem Mangel an
qualifiziertem weiblichem wissenschaftlichen Nachwuchs in diesem Fach zu begegnen.
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IV.2.3 Stellen mit Qualifikationsanteilen

Stellen, die befristet besetzt werden, sollen nach Möglichkeit mit dem Anteil an Frauen besetzt
werden, den sie an Absolventinnen des jeweiligen Fachbereichs stellen.

IV.2,4 Sonstige Stellen des wissenschaftlichen Personals

Frauen, die eine zur Ausfüllung einer Stelle gleichwertige Qualifikation besitzen wie ihre
Mitbewerber, sind solange einzuste llen, bis ein in etwa ausgewogenes Verhältnis zwischen
Frauen und Männem besteht. Ausnahmen hiervon sind nur zulässig, wenn in der Person eines
Bewerbers schwerwiegende Gründe sozialer Art vorliegen.

IV.2.S Lehrbeauftragte und Gastprofessuren

Solange der Frauenanteil am wissenschaftlichen Personal nicht ausgewogen ist, sollen
• Lehraufträge nach Möglichkeit an dafür qualifizierte Frauen und
• Gastprofessuren aus Haushaltsmitteln der FHL sowie Vakanzvertretungen vorrangig

an dafür qualifizierte Frauen
vergeben werden.

IV.3 Mittelvergabe
IV.3.I Informationspflieht

Die Fachbereiche informieren Absolventinnen und Absolventen und wissenschaftliche
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gezielt über Forschungsmittelaquisition und Stipendien.

IV.3.2 Stipendien

Die Fachhochschule Lausitz wirkt darauf hin,daß Frauen bei der Vergabe von Stipendien zur
Studienförderung entsprechend ihrem Anteil an der Anzahl der Studierenden berücksichtigt
werden.Die Lehrenden werden aufgefordert,Frauen gezielt zur Beantragung von Stipendien zu
motivieren.

IV.3.3 Forschungsforderung

Es ist sicherz ustellen,daß Wissenschaftlerinnen und Lehrkräfte bei der Vergabe von Sach- und
Personalmitteln gegenüber ihren männlichen Kollegen nicht benachteiligt werden. Bei
Anträgen zum allgemeinen Forschungspool ist anzustreben,die Anträge von Frauen bei
gleichwertiger Qualifikation denen der Antragsteller vorzuziehen,bis ein Ausgleich hergestellt
ist.

V. Förderung von Studentinnen

Um den Anteil der Frauen unter den Studierenden generell, insbesondere jedoch in den
Fachbereichen,in denen der Frauenanteil noch unter 50% liegt,sowie unter den studentischen
Beschäftigten zu erhöhen und um die Studienbedingungen von Studentinnen zu verbessern,
ergreift die Fachhochschule Lausitz folgende Maßnahmen:
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V.I. Informationsangebote vor dem Studium

Die Fachbereiche und Zentralen Einrichtungen richten ein auf Schülerinnen bezogenes
Beratungsangebot ein . Wie das Expertinnen-Beratungsnetz für Hochschulabsolventinnen soll
ein entsprechendes Beratungsnetz für Abiturientinnen aufgebaut werden. Dieses sollte
insbesondere an den FHL-Tagen/Jahr zur Wirksamkeit kommen.

V.2 Studienbegleitende Maßnahmen

In allen Studiengängen sollen nach Möglichkeit bei Bedarf Tutorien für Studentinnen
eingerichtet werden. Insbesondere in den Bereichen, in denen der Anteil der Studentinnen
noch unter 50% liegt, sollen spezielle Tutorien für Studentinnen eingerichtet werden. Diese
sollen nach Möglichkeit von Frauen betreut werden. Für Studentinnen im Hauptstudium sollen
nach Bedarf von den Studienberatungen, den Fachbereichen (in Zusammenarbeit mit der
Gleichstellungsbeauftragten) und Zentralen Einrichtungen Veranstaltungen zur Studien- und
Berufsplanung, zu Fragen über fachliche Qualifikation, zu Problemen des Berufseinstiegs und
-alltags etc . nach Möglichkeit unter der Leitung von weiblichen Lehrenden angeboten werden .

V.3 Studierende Eltern

Die FHL wirkt darauf hin, daß sich Schwangerschaft, Elternschaft sowie die Wahrnehmung
von aus Lebensgemeinschaften sich ergebenden Verpflichtungen nicht negativ auf Studium
und Studienabschluß auswirken. Besonders sind die Bearbeitungsfristen für Prüfungs- und
Studienleistungen um die Mutterschutzfristen zu verlängern. Maßnahmen und Modell e der
Studienreform müssen die besondere Situation von studierenden Eltern berücksichtigen und
verbessern. Die FHL setzt sich dafür ein , daß Studierende sich für die Betreuun g ihres Kindes
mehr als nur ein Semester beurlauben lassen können. Eine geregelte Betreuung soll bis zu
sechs Semestern möglich sein. Um den Studienerfolg nicht zu gefährden, soll darau f
hingewirkt werden, daß die Beurlaubung nicht mehr als zwei zusammenhängende Semester
andauert. Schwangerschaftsbedin gte Beurlaubun gen müssen auch im Grundstudium
ermöglicht werden .

Das prüfungsrelevante Lehrangebot soll zeitlich so gestaltet werden können, daß die
Teilnahme mit der Wahrnehmung familiärer und partnerschaftlicher Verpflichtungen vereinbar
ist. Bei Parallelveranstaltungen werden studierende Eltern bei der Wahl der Termine
bevorzugt berücksichtigt. Die Studien- und Prüfungsordnungen sind - falls dafür erfo rderlich ­
entsprechend zu ändern. Für Studien- und Prüfungsleistungen, die während der
Schwan gerschaft Gesundheit von Mutter und Kind beeinträchtigen können (z.B.
Labortätigkeit u.ä.), sind von den Fachbereichen Schutzmaßnahmen anzubieten, die
gleichzeitig die Qualität der Ausbildung sichern (z.B. durch die Bereitstellung spezieller
Arbeitsplätze oder die Modifizierung der Studienabfolge).

VA Studentische und wissenschaftliche Hilfskräfte

Bei der Einstellung von studentischen oder wissenschaftlichen Hilfskräften sollen nach
Möglichkeit mindestens zur Hälfte Studentinnen berücksichtigt werden. Zudem verpflichten
sich die Mitglieder des Fachbereiches, darau f zu achten, daß bei der Aufgabenverteilung für
studenti sche Hilfskräfte keine geschlechtsspezifische Diskriminierung entsteht .
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V.S Erhöhung des Frauenanteils an den Absolventlnnen

Zur Überprü fung, ob Studienabbrüche geschlechts - und fachspezifi sch unterschiedlich sind.
erhebt die Fachhochschule Lausitz die Zahl der Studierenden im I.Fachsemester sowie der
Absolventinnen und Absolventen getrennt nach Fachbereichen. Ergibt sich eine erhöhte
Abbruchquote von Frauen in bestimmten Fachbereichen, so sind diese Fachbereiche
aufgefordert, besondere Maßnahmen zur Verbesserung der Studiensituation für Studentinnen
zu ergreifen.

VI. Verhinderung von Gewalt gegen Frauen

Die FHL wird auf der Grundlage des § 2 (I) des Beschäftigtenschutzgesetzes bis Ende 1997
eine eigene Richtlin ie zur Verhinderung von sexueller Belästigung und Gewalt verfassen, die
auch den Sehutz von Studierenden umfaßt,

VII. Institutionalisierung und Umsetzung

VII. I. Frauenförderpläne

Die Frauenförderrichtlinie wird umgesetzt durch Fraucnförderpläne, die die Fachbereiche und
die FHL-Verwaltung für jeweils einen Zeitraum von vier Jahren zu erstellen haben . In jedem
Frauenförderplan sind nach Möglichkeit jeweils die Hälfte der zu besetzenden PersonalsteIlen
des Fachbereiches und der jeweiligen Stellenkategorie, in denen Frauen unterrepräs entiert
sind, zur Besetzung durch Frauen vorzusehen. Dies gilt nicht, wenn ein bestimmtes Geschlecht
unverzichtbare Voraussetzung für eine Tätigkeit ist. Ist glaubhaft dargelegt, daß nicht
genügend Frauen mit der erforderlichen Qualifik ation zu gewinnen sind, können entsprechend
weniger Personal stellen zur Besetzung durch Frauen vorgesehen werden. Die Besetzung von
Stellen muß jedoch dem Anteil von Frauen der darunterliegenden Qualifikationsstufe
mindestens entsprechen. Sollen Stellen aufgrund personalwirtschaftlicher Maßnahmen gesperrt
oder gestrichen werden, so ist durc h den Frauenförderplan zu gewährleisten, daß der
Frauenanteil in den betroffenen Bereichen mindestens gleich bleibt. Die Fraucnförderpläne sind
bis zum Ende des Wintersemesters 1997 zu erstellen und mit der gewählten
Gleichstellungsbeauftragten abzustimmen. Der Frauenförderplan ist in den Fachbereichen, den
Zentralen Einrichtungen und den betreffenden PersonalsteIlen in angemessener Form
bekanntzugeben. Die Frauenförderpläne sind nach vier Jahren von den jewei ligen
Fachbereichen auf ihre positive Wirksamkeit hin zu überprüfen und von den zuständigen
Gremien fortzuschreiben. Hierzu ist die Gleichstellungsbeauftragte der FHL zu hören. Der
Akademische Senat ist hierüber zu unterrichten.

VIJ.2 Wahl der Gleichstellungsbeauftragten

Die Frauen der FHL wählen alle vier Jahre - solange keine anderen Gesetze in dieser Hinsicht
im Land Brandenburg beschlossen werden - zwei Gleichstellungsbeauftragte: die
Gleichstellungsbeauftragte und ihre Stellvertreterin . Die Rechte und Verantwortlichkeiten der
Gleichstellungsbeauftragten können durch sie auf ihre Stellvertreterin übertragen werden. Die
Funktion der Gleichstellungsbeauftragten der FHL kann ggf. voll von der gewählten
Stellvertreterin übernommen werden, um die Fortführung der Arbeit zu sichern. Zur Führung
der Geschäfte arbeiten beide konstruktiv und positiv wirksam im Interesse der Sache und
deren Umsetzung zusammen.
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VII .3 Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten

Die Gleichstellungsbeauftragte der FHL sowie ihre Stellvertreterin nehmen ihre Aufgaben und
Befugnisse als dienstliche Tätigkeiten wahr. Beide unterstützen die FHL-Gremien bei der
Umsetzung der Frauenförderrichtlinie und der Erstellung der Frauenförderpläne.

Die Gleichstellungsbeauftragte der FHL nimmt folgende Aufgaben wahr:

• Stellungnahme zu allgemeinen und grundsätzlichen Fragen der Förderung von
WissenschaftIerinnen,

• Stellungnahme bei der Verabschiedung und Änderung von Frauenfiirderplänen der
Fachbereiche,

• Teilhabe und Stellungnahme in Berufungs-und Einstellungsverfahren,
• Bericht an den Akademischen Senat über die Frauenförderung in der FHL,
• Stellungnahme gegenüber dem Fachbereich vor der Beschlußfassung über

Berufungsvorschläge,
• Stellungnahme gegenüber der Fachbereichsleitung vor der Entscheidung über

Vorschläge für die Einstellung von wissenschaftlichem Personal.

VII.4. Rechte der Gleichstellungsbeauftragten

Die Gleichstellungsbeauftragte hat Informations-, Rede- und Antragsrecht bei allen Sitzungen
der Gremien. Ist die Entscheidung eines Gremiums gegen die Stellungnahme der
Gleichstellungsbeauftragten getroffen worden, so kann sie innerhalb von einer Woche
widersprechen. Die erneute Entscheidung darf frühestens eine Woche nach Einlegung des
Widerspruchs und nach einem besonderen Einigungsversuch erfolgen. Wird eine Frauen
betreffende Maßnahme getroffen und die Gleichstellungsbeauftragte nicht rechtzeitig
informiert und/oder nicht beteiligt, ist die Entscheidung über diese Maßnahme bei Intervention
der Gleichstellungsbeauftragten für eine Woche auszusetzen. Die Gleichstellungsbeauftragte
hat im Rahmen ihrer AufgabensteIlung laut zweiter Änderung des Hochschulgesetzes vom 22.
05. 1996 in § 4 Absatz 5 folgende Rechte:

• Beteiligung an Stellenausschreibungen,
• Beteiligung an Auswahlverfahren,
• Teilnahme an Bewerbungsgesprächen,
• Einsicht in die Bewerbungsunterlagen und Akten,
• rechtzeitige Information über alle Frauen betreffende Angelegenheiten,
• Akteneinsicht in Prüfungsunterlagen.

Beanstandet die GIeicbstellungsbeauftragte der FHL bei personellen oder sonstigen
Maßnahmen einen Verstoß gegen diese Richtlinie, ist der Vorgang von der Leitung des
jeweiligen Bereiches auf der Grundlage des Gleichstellungsgesetzes und des
Hochschulrahmengesetzes erneut zu entscheiden.

Die Beanstandung muß spätestens eine Woche nach Unterrichtung der Gleichstellungs­
beauftragten über diese Maßnahme vorliegen. In einem solchen Fall legt die
Gleichstellungsbeauftragte der FHL der zuständigen Leitung/dem zuständigen Gremium
innerhalb von sieben Tagen einen Entscheidungsvorschlag vor. Bis zur Vorlage des
Entscheidungsvorschlages durch die Gleichstellungsbeauftragte der FHL wird die
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Entscheidun g über diese Maßnahme ausgesetzt. Das Gremium/die Leitung des jeweiligen
Fachbereiches hat die Gleichstellungsbeauftragte zur Sachlage anzuhören. Die Erfüllung der
Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten ist durch die Bereitstellung von Personal- und
Sachmitteln in erforderlichem Umfang zu gewährleisten.

VU.5 Berichtspflicht

Die Fachbereiche und Zentralen Einrichtung en sowie RektorIn oder Prorektorin berichten
dem Akademischen Senat in Abständen von vier Jahren über die erfolgreichen Bemühungen
zur Erhöhung des Anteils von Frauen am wissenschaftlichen und Lehrpersonal. am technischen
und Verwaltungspersonal und an den Studentinnen sowie über evtI. Hindernisse dabei. In
diesem Zusammenhang überprüft der Akademische Senat die positive Wirksamkeit der
Frauenförderrichtlinie und der Frauenfürderpl äne der Fachbereiche. Die Fachbereiche und die
Dienststelle sollen die Gleichstellungsbeauftragte in ihrer Berichterstattung vor dem
Akademischen Senat unterstützen.

Die Gleichstellungsbeauftragte erarbeitet in Zusammenarbeit mit dem Dezernat für Rechts­
und Personalangelegenheiten und dem Studentensekretariat in regelmäßig en Abständen
Analysen der Beschäftigten- und Studierendenstruktur sowie der Förderungsumsetzungen und
legt diese auf Wunsch den Gremien vor. Dieses Material soll über die Umsetzung und
Einhaltung sowie über evtl. Fortschreibung der Frauenförderpläne Aufschl üsse geben.
Insbesondere enthalten diese Analysen folgende Angaben, getrennt nach Fachbereichen ,
wissenschaftlichen Einrichtungen, Zentralen Einrichtungen und Verwaltungseinr ichtungen:

I. die ZaW der an der FHL beschäftigten Frauen und Männer, getrennt nach Besoldungs-,
Vergütungs- und Lohngruppen der jeweiligen Laufbahnen bzw. Berufsfachrichtungen.

2. wie I. für Teilzeitbeschäftigte,
3. wie I. für Neueinstellungen,
4. die Zahl der evtl.Tutorinnen, der studentischen und wissenschaftlichen Hilfskräfte,
5. die Zahl der Studierenden im l .Fachsernester und der jeweiligen Absolventlnnen nach

Geschlecht.

Erhebungen und Untersuchungen für Zwecke der FHL-Statistik sollen geschlechter­
differenziert durchgeführt und ausgewiesen sein.

VIII. Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit der Beschlußfassung durch den Akademischen Senat am 24. 3. 1997
in Kraft.
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